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Anordnung 
über den Telex-Dienst 
— Telex-Anordnung — 
vom 28. Februar 1986

Auf Grund des § 37 des Gesetzes vom 29. November 1985 
über das Post- und Fernmeldewesen (GBl. I Nr. 31 S. 345) 
wird im Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen zen­
tralen Staatsorgane folgendes angeordnet:

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Anordnung regelt den Telex-Dienst im Fern­
meldenetz der Deutschen Post und damit im Zusammenhang 
stehende Leistungen.

(2) Diese Anordnung gilt für Staatsorgane und Betriebe 
sowie für ausländische Vertretungen und Einrichtungen in 
der Deutschen Demokratischen Republik.

(3) Für den internationalen Telex-Dienst gelten die völker­
rechtlichen Verträge, die für die Deutsche Demokratische 
Republik in Kraft sind, wenn sie auf der Grundlage dieser 
Verträge ihre Teilnahme am internationalen Telex-Dienst 
erklärt hat.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Der Telex-Dienst der Deutschen Post umfaßt
a) die Benutzung öffentlicher Telex-Stellen,
b) das Anschließen von Telex-Anlagen des Telex-Teilneh­

mers an das Telex-Netz der Deutschen Post,
c) die Überlassung von Telex-Anlagen der Deutschen Post 

zur ständigen oder zeitweiligen Nutzung,
d) das Ankoppeln fernmeldetechnischer Geräte an Telex- 

Anlagen.
Für die Teilnahme am Telex-Dienst gemäß den Buchstaben b 
bis d ist eine Anschlußgenehmigung erforderlich.

(2) Telex-Verkehr ist das Übertragen von Nachrichten in 
schriftlicher Form nach dem Internationalen Telegrafen­
alphabet Nr. 2.

§3
Telex-Teilnehmerverhältnis

(1) Das Telex-Teilnehmerverhältnis ist das zwischen der 
Deutschen Post und dem Telex-Teilnehmer bestehende Ver­
tragsverhältnis. Es entsteht durch Anschließen von Telex- 
Anlagen des Telex-Teilnehmers an das Telex-Netz der Deut­
schen Post.

(2) Das Telex-Teilnehmerverhältnis umfaßt das Einrichten, 
Instandhalten, Ändern (Verlegen, Auswechseln, Umwandeln) 
oder Abbrechen von Telex-Anlagen.

(3) Für Beginn und Beendigung des Telex-Teilnehmerver­
hältnisses gelten die Bestimmungen des Gesetzes über das 
Post- und Fernmeldewesen und der Durchführungsverord­
nung vom 29. November 1985 zum Gesetz über das Post- und 
Fernmeldewesen — Genehmigung zum Fernmeldeverkehr — 
(GBl. I Nr. 31 S. 354).

(4) Die Anschlußgenehmigung wird nur dem Antragsteller 
erteilt.

(5) Die Entscheidung über eine Anschlußgenehmigung setzt 
technische Prüfungen voraus. Die Frist für die Entscheidung 
beträgt bis zu 6 Monaten.

(6) Entsprechend der Antragstellung kann die Genehmigung 
unbefristet oder befristet für eine Zeit bis zu 6 Monaten er­
teilt werden.

(7) Die Bestimmungen dieser Anordnung gelten auch für 
Personen, die den Telex-Dienst der Deutschen Post in An­
spruch nehmen, ohne daß ihnen von der Deutschen Post eine 
Anschlußgenehmigung erteilt wurde.

§4
Rechte und Pflichten des Telex-Teilnehmers

(1) Jeder Telex-Teilnehmer, der Leistungen des Telex- 
Dienstes der Deutschen Post in Anspruch nimmt, ist zu gegen­

seitiger Rücksichtnahme verpflichtet und hat sich so zu ver­
halten, daß andere nicht behindert oder belästigt werden.

(2) Der Telex-Teilnehmer ist verpflichtet, zur Gewährlei­
stung der Sicherheit des Staates und zum Schutz menschlichen 
Lebens sowie zur Alarmierung bei Bränden und anderen 
Gefahrensituationen jedem Bürger die Benutzung seiner 
Telex-Anlagen zu gestatten oder die Nachricht selbst zu 
übermitteln.

(3) Der Telex-Teilnehmer hat das Recht auf
a) Beratung über die für ihn zweckmäßigen Telex-An­

lagen,
b) Übergabe der Telex-Anschlüsse in betriebsfähigem und 

ordnungsgemäßem Zustand,
c) Instandhaltung seiner Telex-Anlagen gemäß den Be­

stimmungen dieser Anordnung,
d) Erstattung von entrichteten Gebühren für Leistungen, 

die er nicht in Anspruch genommen hat, und für Lei­
stungen, die die Deutsche Post nicht oder fehlerhaft 
ausgeführt hat,

e) Schadenersatz gemäß § 24.

(4) Der Telex-Teilnehmer ist berechtigt, Nachrichten, die 
ihm über seinen Telex-Anschluß zugeschrieben werden und 
die für andere bestimmt sind, an diese weiterzuleiten und 
anderen die ständige oder zeitweilige Mitbenutzung seines 
Telex-Anschlusses zu gestatten.

(5) Der Telex-Teilnehmer hat die Pflicht, dafür zu sorgen, 
daß

a) die mit der Genehmigung erteilten Auflagen erfüllt 
werden,

b) seine Tel ex-Anlagen jederzeit betriebsbereit sind,
c) seine Telex-Anlagen Unbefugten nicht zugänglich sind 

und nicht mißbräuchlich benutzt werden können,
d) Störungen, Beschädigungen oder Verlust seiner Telex- 

Anlagen den zuständigen Dienststellen der Deutschen 
Post unverzüglich mitgeteilt werden,

e) technische Veränderungen an den Telex-Anlagen sowie 
das Anschließen weiterer Telex-Anlagen nur mit Geneh­
migung der Deutschen Post vorgenommen werden,

f) bei Überlastung seiner Telex-Anlagen innerhalb einer 
von der Deutschen Post festgesetzten Frist weitere 
Telex-Anschlüsse beantragt oder Telex-Nebenstellen­
anlagen vergrößert oder ausgewechselt werden,

g) Telex-Anlagen nicht durch andere in seiner Obhut be­
findliche Anlagen beeinflußt werden,

h) alle Gebühren, die sich aus dem Telex-Teilnehmerver­
hältnis ergeben, ordnungsgemäß entrichtet werden,

i) bei Änderung seines Namens oder seiner Anschrift die 
zuständigen Dienststellen der Deutschen Post innerhalb 
1 Monats verständigt werden,

k) mit vertretbarem Aufwand nicht mehr instandsetzungs­
fähige teilnehmereigene Telex-Anlagen auf seine Kosten 
gegen neue ausgetauscht werden.

(6) Zur Gewährleistung der ordnungsgemäßen Abwicklung 
des Telex-Verkehrs ist der Telex-Teilnehmer verpflichtet, 
dafür zu sorgen, daß die Telex-Endeinrichtungen ordnungs­
gemäß bedient werden. Die fachliche Eignung für die Bedie­
nung von Telex-Endeinrichtungen ist durch Vorlage eines 
Zeugnisses als Facharbeiter für Fernmeldeverkehr oder eines 
entsprechenden Leistungsnachweises der Deutschen Post 
nachzuweisen.

(7) Sind vom Telex-Teilnehmer Maßnahmen zur Beseiti­
gung der Überlastung seiner Telex-Anlagen durchzuführen, 
gelten die von der Deutschen Post festgesetzten Fristen. 
Kommt der Telex-Teilnehmer seiner Pflicht auf Beseitigung 
der Überlastung nicht nach, ist die Deutsche Post berechtigt, 
Maßnahmen zur Einschränkung des abgehenden Telex-Ver­
kehrs des Telex-Teilnehmers festzulegen und diese selbst 
durchzuführen oder durchführen zu lassen. Die der Deutschen 
Post daraus entstehenden Kosten oder Auslagen werden dem 
Telex-Teilnehmer in Rechnung gestellt.


